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1 Antragsgegenstand 

Antragsgegenstand ist die geplante Entwicklung der Gewerbegebiete „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II + III“ am nördlichen Rand des Stadtteils Dortelweil in Bad Vilbel (Antragsbe-
reich siehe Abbildung 1). Die vorgesehene Fläche besitzt eine Größe von 75.804 m² (7,58 ha). 
Für den Antragsbereich existieren bislang keine Bebauungspläne. Der Bebauungsplan „Nörd-
lich der Theodor-Heuss-Straße II“ befindet sich aktuell im Aufstellungsverfahren.  

Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich derzeit innerhalb des Antrags-
bereiches nach § 35 BauGB – Bauen im Außenbereich. Die vorgesehene Fläche ist im Regi-
onalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als „Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft“ überlagert mit einem „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und einem 
„Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ dargestellt. Die nordwestliche Teilfläche 
des Antragsbereiches befindet sich zudem innerhalb des „Vorranggebiets Regionaler Grün-
zug“ (siehe Abbildung 2). 

 
Abbildung 1: Lage der geplanten Gewerbegebiete „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“  

(Antragsbereich) 
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Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 

(unmaßstäblich) 

Im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 für das Gebiet des Bal-
lungsraums Frankfurt/Rhein-Main, welcher am 17.10.2011 in Kraft getreten ist, ist die Stadt 
Bad Vilbel als Mittelzentrum im Verdichtungsraum ausgewiesen, welcher durch eine hohe 
Wirtschaftskraft, einen vielfältigen Arbeitsmarkt, ein breites Infrastrukturangebot auch im kul-
turellen und wissenschaftlichen Bereich sowie ein reichhaltiges Freizeitangebot gekennzeich-
net ist. 

Die Mittelzentren sollen als Standorte für gehobene Einrichtungen im wirtschaftlichen, sozia-
len, kulturellen und Verwaltungsbereich und für weitere private Dienstleistungen gesichert wer-
den. Vor allem im Verdichtungsraum weisen viele Mittelzentren – anders als im ländlichen und 
teilweise im Ordnungsraum – keinen klar abgrenzbaren übergemeindlichen Verflechtungsbe-
reich, z. T. auch kein vollständiges mittelzentrales Infrastrukturangebot auf. Die mittelzentralen 
Funktionen werden hier vielfach in enger räumlicher Arbeitsteilung mit benachbarten Gemein-
den wahrgenommen. Diese Mittelzentren sollen ihre zentralörtlichen Aufgaben in enger Ko-
operation mit anderen Mittelzentren erfüllen. Eine wichtige Funktion haben die Mittelzentren 
im Verdichtungsraum auch als Standorte für die Siedlungsentwicklung im Wohn- und gewerb-
lichen Bereich. 

Die Entwicklung von Gewerbegebieten gemäß § 8 BauNVO innerhalb des Antragsbereiches 
entspricht gemäß § 1 Abs. 4 BauGB nicht den Darstellungen des Regionalplans Südhessen / 
Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und somit nicht den Zielen der Raumordnung. 
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Zum Austausch über die zukünftige städtebauliche Entwicklung der Stadt Bad Vilbel und zur 
Vorbereitung des Vorentwurfs des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungs-
planes 2030 (RegFNP2030) fand im Jahr 2019 ein Kommunengespräch zwischen dem Regi-
onalverband FrankfurtRheinMain und der Stadt Bad Vilbel statt. Im Rahmen dessen wurden 
Vorschläge zur Anpassung des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungspla-
nes 2010 für den Bereich des Antragsbereiches diskutiert. Ein Großteil der Flächen des An-
tragsbereiches wurden als „Gewerbliche Baufläche, geplant“ zugunsten der Baugebietsent-
wicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ vorgeschlagen. Die vorgeschlagenen 
Flächen stellen die Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets am nördlichen Rand des 
Stadtteils Dortelweil der Stadt Bad Vilbel dar. Das Gebiet ist gut an den bestehenden Sied-
lungsbereich angeschlossen. In den geplanten Baugebieten ist die Ansiedlung von kleinteili-
gem Gewerbe sowie einheimischen Betrieben vorgesehen. Nach aktuellem Kenntnisstand ist 
der Vorschlag zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, geplant“ geeignet in den Regi-
onalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2030 aufgenommen zu werden. In 
den Kommunengesprächen 2024 wurde der Stadt Bad Vilbel der Vorabzug des Vorentwurfs 
2024 zur Kommentierung bereitgestellt. Im Vorentwurf ist ein Großteil der geplanten Flächen 
als "Gewerbliche Bauflächen, geplant" mitaufgenommen worden. 

Da die Zielvorstellungen bezüglich der Art der baulichen Nutzung jedoch nicht den Festlegun-
gen des rechtskräftigen Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
entsprechen, sind im Hinblick auf die Realisierung der Baugebiete „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II + III“ Änderungsverfahren des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zu-
gunsten der Darstellung von „Gewerblichen Bauflächen, geplant“ im östlichen Bereich bzw. 
einer „Gewerblichen Baufläche, geplant“ im nordwestlichen Bereich parallel zur Aufstellung 
der Bebauungspläne erforderlich.  

Die Stadt Bad Vilbel hat im Dezember 2021 einen Antrag auf Änderung des Regionalplans 
Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 sowie einen Antrag für die Ausnahme der 
Flächenausgleichsrichtlinie des Regionalverbands FrankfurtRheinMain für das Baugebiet 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ gestellt. Die Einleitung des 8. Änderungsverfahrens 
für die Stadt Bad Vilbel „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung ist am 04.05.2022 in der Verbandskammersitzung erfolgt und wurde am 
23.05.2022 im Staatsanzeiger veröffentlicht.  

Die planungsrechtliche Grundlage zur Entwicklung des Gewerbegebietes soll im Wege der 
Aufstellung der Bebauungspläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ und „Nördlich der 
Theodor-Heuss-Straße III“ durch Festsetzung eines Großteils der Flächen des Antragsberei-
ches als Gewerbegebiete gemäß Baunutzungsverordnung (BauNVO) erfolgen. Da die not-
wendig werdenden Bebauungsplanverfahren nicht nur die Flächen der geplanten Gewerbege-
biete betreffen, muss insbesondere hinsichtlich des Ausbaus der Erschließungsstraßen die 
Anpassung des südlich angrenzenden Bebauungsplans „Theaterwerkstätten Dortelweil“ und 
der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße“ erfolgen. Diesbezüglich ist die Aufstellung von Bebauungsplänen zweckdien-
lich, die zusätzlich zu den Flächen der geplanten Gewerbegebiete auch die südlich angren-
zenden Grundstücke und bestehenden Gewerbegebiete umfassen. Insgesamt ist eine einheit-
liche Entwicklung des nördlichen Siedlungsrandes des Stadtteils Dortelweil anzustreben. 

Die Stadt Bad Vilbel plant mit den Baugebieten „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ 
die Entwicklung von Gewerbegebieten außerhalb der im Regionalplan Südhessen / Regiona-
len Flächennutzungsplan 2010 dafür vorgesehenen Flächen. Sowohl im Hinblick auf die Auf-
stellung der Bebauungspläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ und „Nördlich der The-
odor-Heuss-Straße III“ der Stadt Bad Vilbel als auch im Hinblick auf die erforderliche Änderung 
des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 wird daher der Antrag auf Zulassung einer 
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Abweichung von den in Kapitel 4 genannten regionalplanerischen Zielen des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Ausweisung von Gewerbegebie-
ten im räumlichen Geltungsbereich der Bebauungspläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße 
II“ und „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße III“ der Stadt Bad Vilbel gestellt, wie in Kapitel 4 
detailliert dargelegt.  

 
Abbildung 3: Lage der geplanten Gewerbegebiete „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ mit an-

grenzenden Bebauungsplänen Quelle: Planergruppe ROB GmbH 
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2 Bestandsdarstellung und Bewertung 

2.1 Städtebauliche Situation 
2.1.1 Verkehrliche Anbindung 

Die Stadt Bad Vilbel ist verkehrlich an die Bundesstraße B 3 angebunden, die mit der nahege-
legenen Anschlussstelle Preungesheimer Dreieck eine Anbindung an die A 661 und daran 
anschließend an die A 5 und A 3 ermöglicht und das Stadtgebiet an das gesamte Rhein-Main-
Gebiet und die weitere Umgebung anbindet. Die Bundesstraße B 521 und die Landesstraße 
L 3008 binden Bad Vilbel an Siedlungsbereiche der näheren Umgebung an und stellen zu-
sätzliche Anschlussstellen an nahegelegene Landes- und Kreisstraßen dar. 

Der Antragsbereich grenzt im Westen an die Kreisstraße K 10 an, die den Bad Vilbeler Stadtteil 
Dortelweil mit dem Karbener Stadtteil Kloppenheim verbindet. Ab der nördlichen Ortseinfahrt 
des Stadtteils Dortelweil handelt es sich bei der Kreisstraße K 10 um die Friedberger Straße, 
die die Hauptverkehrsachse des Stadtteils von Norden nach Süden darstellt (siehe Abbildung 
4). Die Friedberger Straße verbindet Dortelweil mit der Kernstadt Bad Vilbels. Gleichzeitig er-
möglicht die Friedberger Straße über die südlich des Antragsbereiches verlaufende Theodor-
Heuss-Straße die direkte Anbindung an die Bundesstraße B 3 und somit in das Rhein-Main-
Gebiet und das weitere Umland. 

  
Abbildung 4: Kreisverkehr an der Friedberger Straße südwestlich des Antragsbereiches (links),  

Straßenverlauf der Friedberger Straße westlich des Antragsbereiches mit Blick nach 
Norden (rechts) Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Bei dem Weg zwischen den beiden Teilflächen des Antragsbereiches sowie den angrenzen-
den Wegestrukturen handelt es sich um landwirtschaftliche Wege, die der Erschließung der 
im Bestand vorhandenen landwirtschaftlich genutzten Flächen dienen. Der landwirtschaftliche 
Weg zwischen den beiden Teilflächen der geplanten Baugebiete „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße II + III“ mündet im Süden in die Theodor-Heuss-Straße und ist im Bestand ver-
siegelt ausgebildet (siehe Abbildung 5). Die Erschließung der geplanten Gewerbegebiete soll 
von Süden über die Theodor-Heuss-Straße erfolgen. Hierfür haben der Ausbau und die Er-
weiterung des bisher landwirtschaftlichen Weges zugunsten von gewerblichen Verkehren zu 
erfolgen. Ein direkter Anschlusspunkt an die Friedberger Straße (K 10) wurde im Rahmen der 
Erarbeitung des städtebaulichen Konzepts überprüft. Im Hinblick auf die Genehmigungsfähig-
keit der Anbindung an die Friedberger Straße (K 10) hat im weiteren Verfahren eine Abstim-
mung mit Hessen Mobil und dem Wetteraukreis zu erfolgen.  

In einer Entfernung von ca. 350 m südöstlich des Antragsbereiches befindet sich die Bushal-
testelle „Weitzesweg“. Diese wird von der Linie 64 (Kernstadt – Heilsberg) angefahren. Südlich 
des Antragsbereiches liegt in der Friedberger Straße die Bushaltestelle „Am Sonnenplatz“, die 
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ebenfalls von der Linie 64 angefahren wird. Der Bahnhof Bad Vilbel-Dortelweil liegt rund 600 
m südöstlich des Antragsbereiches. Dieser wird von der S-Bahn-Linie S6 (Friedberg – Frank-
furt am Main) angefahren. 

 
Abbildung 5:  Landwirtschaftlicher Weg zwischen den Teilflächen des Antragsbereiches 

  Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

2.1.2 Nutzung 

Der Antragsbereich ist vollständig unbebaut und wird als Fläche für die Landwirtschaft genutzt 
(siehe Abbildung 6). 

  
Abbildung 6: Westliche Teilfläche (links) und östliche Teilfläche (rechts) des Antragsbereiches mit 

Blick nach Norden Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Südlich des Antragsbereiches befinden sich bebaute Gewerbegrundstücke, die über die The-
odor-Heuss-Straße erschlossen sind. Ein großes gewerbliches Cluster bildet die südlich des 
Antragsbereiches gelegene Bebauung, in der überwiegend der Softwareentwickler Materna 
Information & Communication SE ansässig ist. Darüber hinaus sind mehrere Unternehmen 
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aus den Branchen IT, Softwareentwicklung und Dienstleistung sowie die Stadtwerke Bad Vil-
bel GmbH angesiedelt (siehe Abbildung 7). Nördlich des Gebäudekomplexes befinden sich 
Lagerflächen des Bauhofs der Stadt Bad Vilbel sowie Flächen der städtischen Gärtnerei (siehe 
Abbildung 7). 

  
Abbildung 7: Gewerbegebiet südlich des Antragsbereiches mit städtischem Bauhof 

  Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Südlich der Theodor-Heuss-Straße befindet sich gegenüber dem Gelände der Materna Infor-
mation & Communication SE ein Gebäude des Pharmaunternehmens Stada Arzneimittel AG 
(siehe Abbildung 8). Westlich der Friedberger Straße befindet sich das Gebäude der Europä-
ischen Schule Rhein Main (ESRM) (siehe Abbildung 8). Angrenzend an das Schulgelände 
befindet sich ein Wohngebiet des bebauten Siedlungsbereichs des Stadtteils Dortelweil. 

  
Abbildung 8: Stada Arzneimittel AG (links) und Europäische Schule Rhein Main (rechts)  

  Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Südöstlich des Antragsbereiches sind kleinere und mittlere Gewerbebetriebe und Dienstleis-
tungsunternehmen wie beispielsweise ein Dämmstoffcenter, ein Ingenieurbüro, kleinere Tech-
nologieunternehmen oder eine Gärtnerei angesiedelt. Vereinzelt kommen Nutzungen wie ein 
Hotel, Gastronomiebetriebe, Arztpraxen und betriebszugehörige Wohnungen vor (siehe Abbil-
dung 9). 
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Abbildung 9: Dämmstoffcenter (links) und Hotel (rechts) südöstlich des Antragsbereiches  

Quelle: Planergruppe ROB GmbH 

Die Umgebung des Antragsbereiches ist hautsächlich durch ein- bis dreigeschossige Bebau-
ungen geprägt. Nur vereinzelt existieren Gebäude mit mehr als drei Geschossen. Ein Großteil 
der vorhandenen Gewerbe- und Dienstleistungsgebäude sowie Lagerhallen und Werkstätten 
verfügt über Flachdächer. Vereinzelt verfügen Gebäude über Sattel- oder Walmdächer. Die 
Bebauung in der Umgebung des Antragsbereiches ist heterogen und unterscheidet sich in der 
Architektur, der Geometrie und der Anordnung zum Straßenraum. 

2.1.3 Grundstückssituation 

Die im Antragsbereich liegenden Flächen für die Landwirtschaft befinden sich nicht im Eigen-
tum der Stadt Bad Vilbel. Die Stadt Bad Vilbel hat sich die Grundstücksauflassung für einen 
Großteil der Flächen jedoch vertraglich gesichert. Der Grundstücksübergang für den Großteil 
der Flächen wird derzeit vollzogen, sodass die Stadt Bad Vilbel zeitnah Eigentümerin der Flä-
chen wird. Für die Flurstücke 29/1, 29/2 und 30/1 ist die Sicherung der Grundstücksauflassung 
derzeit nicht möglich. Die genannten Flurstücke verbleiben zunächst im Privateigentum. Die 
Flächen zwischen der westlichen Teilfläche des Antragsbereiches und dem bestehenden Ge-
werbegebiet südlich des Antragsbereiches befinden sich im Eigentum der Stadt Bad Vilbel. 
Hier ist die Errichtung von Theaterwerkstätten und die Erweiterung des südlich angrenzenden 
städtischen Garten- und Betriebshofs vorgesehen. 

Die nördlich und östlich angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befinden sich im 
Privateigentum und bleiben von der Planung des Baugebietes unberührt.  

2.2 Landschaftliche Situation 
Die Flächen nördlich von Dortelweil werden landwirtschaftlich genutzt. Es handelt sich dabei 
überwiegend um weitläufige Ackerflächen ohne Vernetzungsstrukturen. Entlang der Ackerflä-
chen sind keine nennenswerten Saumstrukturen vorhanden, der Saum entlang des Feldweges 
ist lediglich ca. 1,0 m breit.  

Innerhalb des Antragsbereiches sind keine geschützten Biotope vorhanden. Der bestehende 
Ortsrand ist westlich des landwirtschaftlichen Weges relativ gut eingegrünt, während der 
Randbereich östlich des Flurweges Defizite in der landschaftsgerechten Eingrünung vorweist. 

Im Antragsbereich selbst sind keine Gehölze oder sonstigen Biotopstrukturen vorhanden. Le-
diglich am Südwestrand des westlichen Teilbereichs ragt eine straßenbegleitende Gehölzbö-
schung in den Antragsbereich hinein. Nördlich des östlichen Teilbereichs befindet sich eine 
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Lagerfläche, weiter nördlich ein landwirtschaftlicher Betrieb. Der asphaltierte Feldweg wird von 
Spaziergängern, Joggern und Radfahrern rege genutzt.  

2.3 Umweltschutzrechtliche Belange 
Innerhalb des Antragsbereiches und dessen näherer Umgebung sind keine naturschutzrecht-
lichen Schutzgebiete oder Überschwemmungsgebiete vorhanden. Das nächstgelegene Na-
tura 2000-Gebiet (Vogelschutzgebiet 5519-401 „Wetterau“) und gleichzeitig Landschafts-
schutzgebiet „Auenverbund Wetterau“ liegt in ca. 600 m Entfernung in östlicher Richtung jen-
seits der Bahnlinie. 

  
Abbildung 10: Schutzgebiete 

Im Antragsbereich kommen mächtige Lössböden (Tschernosem-Parabraunerden) sowie Kol-
luvisole aus lösshaltigen Abschwemmmassen vor. Diese Böden besitzen ein hohes Wasser-
speicherungsvermögen bei schlechtem bis mittlerem natürlichen Basenhaushalt. Die Acker-
/Grünlandzahl liegt zwischen 70 und 80. Die Bodenfunktionsbewertung (Bodenviewer Hessen) 
zeigt insgesamt ein sehr hohes Ertragspotential sowie eine hohe Feldkapazität und ein hohes 
Nitratrückhaltevermögen der Böden im Antragsbereich. 

Vogelschutzgebiet 5519-401 „Wetterau“  
Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Wetterau 
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Abbildung 11: Bodenbewertung 

Bis auf den Feldweg sind die Böden im Antragsbereich bislang unversiegelt. 

Oberflächen- oder Stillgewässer sind im Antragsbereich nicht vorhanden. Hydrogeologisch 
gehört der Antragsbereich zur Großeinheit „Oberrheingraben mit Mainzer Becken“. Aufgrund 
der meist mehrere Meter mächtigen Lößauflagen ohne undurchlässigen Stauhorizont ist mit 
einem tiefen Grundwasserspiegel zu rechnen. Die Grundwasserergiebigkeit ist im Bereich der 
älteren Tertiärablagerungen der Wetterau (Mergel, Schluffe, Tone) mit 2-5 l/s insgesamt als 
gering einzustufen. Aufgrund des hohen Speichervermögens der Lößschichten, der großen 
Mengen oberflächlich abfließenden Wassers und der geringen Niederschlagsmengen ist auch 
die Grundwasserneubildungsrate im Untersuchungsgebiet gering. 

Klimatisch stellen die offenen Ackerflächen Kaltluftentstehungsgebiete dar. Das Gelände auf 
ca. 120 m ü. NN ist weitgehend eben, so dass nur eine geringe Kaltluftströmung in südöstlicher 
Richtung vorhanden ist. 

Auf Grundlage der Erkenntnisse und faunistischen Untersuchungen in den – von der Nut-
zungsstruktur ähnlichen – Gebieten „Krebsschere“ und „Im Schleid“ ist aus artenschutzrecht-
licher Sicht damit zu rechnen, dass im Antragsbereich geschützte Arten vorkommen. Hierzu 
zählen insbesondere die Feldlerche, das Rebhuhn sowie Zauneidechsen. Auch ein Vorkom-
men des Feldhamsters ist zu prüfen. 
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3 Beschreibung des Vorhabens 

3.1 Städtebauliches Konzept 
Im Vorfeld der Aufstellung der Bebauungspläne ist ein städtebauliches Konzept für die Bau-
gebiete „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ erarbeitet worden. Im Allgemeinen soll 
das bestehende Gewerbegebiet am nördlichen Rand des Stadtteils Dortelweil erweitert wer-
den. Entsprechend den Ergebnissen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalver-
band FrankfurtRheinMain und der Stadt Bad Vilbel ist in dem geplanten Baugebiet die Ansied-
lung von kleinteiligem Gewerbe sowie einheimischen Betrieben vorgesehen. 

Übergeordnete Rahmenbedingungen 
Im Rahmen der Erarbeitung des städtebaulichen Konzeptes sind übergeordnete Rahmenbe-
dingungen zu berücksichtigen, die integriert werden. 

Gemäß § 23 HStrG ist entlang der Kreisstraße K 10 (Friedberger Straße), die im Westen an 
den Antragsbereich angrenzt, eine Bauverbotszone von 20 m – gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn – einzuhalten. In der Bauverbotszone sind Hochbauten jeder Art 
sowie bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an der Kreisstraße unmittelbar oder 
mittelbar angeschlossen werden sollen, unzulässig. Ebenfalls unzulässig sind Aufschüttungen 
und Abgrabungen größeren Umfangs. Die Bauverbotszone wird im städtebaulichen Konzept 
dargestellt und ist im Rahmen der anschließenden Bebauungsplanverfahren festzusetzen. 

Zum Schutz der offenen Landschaft nach Norden und Osten hin wird in dem städtebaulichen 
Konzept ein Grünstreifen mit einer Breite von 10 m berücksichtigt, der auf den gewerblichen 
Grundstücksflächen liegt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung können in diesen Be-
reichen Landschaftsgestaltungszonen und notwendig werdende artenschutzrechtliche Ver-
meidungsmaßnahmen festgesetzt werden. 

Bebauungsstruktur 
In dem städtebaulichen Konzept wird eine Fokussierung auf kleinteilige Gewerbegrundstücke 
vorgenommen. Im Süden des westlichen Antragsbereichs sind vereinzelnd auch größere Ge-
werbeflächen möglich. Auf der westlichen Teilfläche werden insgesamt 14 Gewerbegrundstü-
cke mit Grundstücksgrößen von 1.327 m² bis 3.942 m² gebildet. Auf der östlichen Teilfläche 
sind sieben Gewerbegrundstücke mit Grundstücksgrößen von 1.675 m² bis 2.783 m² sowie 
ein Gewerbehof mit einer Größe von 10.100 m² vorgesehen. Die Überprüfung der Nachfrage 
nach Gewerbegrundstücken von Seiten Bad Vilbeler Unternehmen der letzten 20 Jahre sowie 
vorliegende Bewerbungen von ortsansässigen Gewerbetreibenden (auch aus dem handwerk-
lichen Bereich) hat ergeben, dass überwiegend Grundstücksgrößen zwischen 800 m² und 
1.500 m² erforderlich sind. Der Gewerbehof im Nordwesten des östlichen Antragsbereiches 
bietet mit einer Größe von etwa 10.100 m² genug Raum zur Ansiedlung von kleinteiligem Ge-
werbe. Die Unterbringung mehrerer kleiner Gewerbeeinheiten innerhalb der Gebäudekubatu-
ren des Gewerbehofes ermöglicht die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur und von Dienst-
leistungen, wodurch Agglomerationsvorteile für Unternehmen begünstigt werden. Gleichzeitig 
sorgt die flächenoptimierte Bauweise für einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 
Durch die dargestellte Struktur können Gewerbegrundstücke entstehen, die der Ansiedlung 
von kleinteiligem Gewerbe, insbesondere von einheimischen Betrieben, dienen und diesbe-
züglich der aktuellen Nachfrage nach Gewerbegrundstücken von Seiten Bad Vilbeler Unter-
nehmen entsprechen. 

Durch die unterschiedlichen Grundstücksgrößen und Grundstückszuschnitte sieht das städte-
bauliche Konzept einen Mix an individuellen Gewerbebauten vor, die je nach Betrieb über Ver-
waltungs- bzw. Bürostrukturen und Gewerbehallen verfügen. 
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Die Gewerbebauten im westlichen Teilbereich verfügen im Süden entsprechend der vorgese-
henen Bebauungsstruktur vereinzelt über vergleichsweise größere Gebäude und ermöglichen 
großflächigere Hallenstrukturen. Im Gesamten handelt es sich um schemenhafte Darstellun-
gen von gewerblichen Gebäuden. Die konkrete Ausformung muss im Rahmen der Realisie-
rung im Hinblick auf die jeweiligen Betriebsabläufe und -bedürfnisse der ansiedlungswilligen 
Gewerbebetriebe erfolgen. Insgesamt wird eine einheitliche Entwicklung des nördlichen Sied-
lungsrandes angestrebt. Planungsziel ist die Sicherung einer nachhaltigen städtebaulichen 
Entwicklung zur Schaffung eines attraktiven Umfeldes, um sowohl für die ansässigen als auch 
für die ansiedlungswilligen Gewerbebetriebe Planungssicherheit herzustellen. Dabei soll die 
Funktionsfähigkeit des Gewerbegebietes erhalten und weiterentwickelt werden. 

Die Flurstücke 29/1, 29/2 und 30/1 des Antragsbereiches wurden in das städtebauliche Kon-
zept zunächst nicht einbezogen. Da sich die genannten Flurstücke derzeit nicht im Eigentum 
der Stadt Bad Vilbel befinden und die Stadt Bad Vilbel sich die Grundstücksauflassung auch 
nicht sichern konnte, sollen diese zunächst nicht als Gewerbegebiete ausgewiesen werden, 
sondern weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Langfristig ist jedoch auch im Bereich der 
Flurstücke 29/1, 29/2 und 30/1 eine gewerbliche Nutzung anzustreben.  

Maß der baulichen Nutzung  
Zum Schutz von Grund und Boden im Antragsbereich, wird für die zukünftigen Gewerbege-
biete eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 angenommen. Hierbei handelt es sich um Orien-
tierungswerte zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO für 
Gewerbegebiete. Bei der Annahme einer GRZ von 0,8 kann auf Grundlage der Grundstücks-
zuschnitte der Konzeptvariante eine bebaubare Grundfläche von insgesamt 41.126 m² erreicht 
werden.  

Bezüglich der Höhenentwicklung im Antragsbereich wird die zulässige Zahl der Vollgeschosse 
im städtebaulichen Konzept mit III (zzgl. Dach- bzw. Staffelgeschoss) angesetzt. Dies bezieht 
sich insbesondere auf die Verwaltungs- bzw. Bürogebäude. Im Rahmen der Bebauungsplan-
verfahren sollte dementsprechend eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 2,4 festgesetzt wer-
den. Die Geschossflächenzahl (GFZ) orientiert sich hierbei ebenfalls an den Orientierungs-
werten nach § 17 BauNVO, jedoch orientiert sich hierdurch die Neubebauung an den bauli-
chen Gegebenheiten des bestehenden Gewerbegebietes und trägt gleichzeitig zum Schutz 
von Grund und Boden bei. Die Gebäudehöhen sollten im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens auf maximal 12 m beschränkt werden. Die Regelungen ermöglichen insgesamt eine aus-
reichend flexible architektonische Gestaltungsfreiheit für ansiedlungswillige Gewerbebetriebe. 
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Abbildung 12: Städtebauliches Konzept für den Antragsbereich (Stand: 20.12.2024) 

Verkehrliche Erschließung und ruhender Verkehr 
Die Anbindung der gebietsinternen Erschließungsstraßen an das bestehende Verkehrsnetz 
erfolgt südlich des Antragsbereiches an die Theodor-Heuss-Straße. Zur verkehrlichen Er-
schließung der geplanten Gewerbeflächen hat der Ausbau funktionsfähiger Erschließungs-
straßen zu erfolgen. Die Erschließungsstraßen werden entsprechend der RASt 06 (Richtlinie 
für die Anlage von Stadtstraßen) als Gewerbestraßen für einen möglichen Begegnungsverkehr 
zwischen zwei Lastkraftwagen dimensioniert. Im Plankonzept ist für die Planstraße A eine Ge-
samtbreite von 11,50 m vorgesehen, die eine Fahrbahnbreite von 6,50 m und beidseitige Geh-
wege von jeweils 2,50 m Breite umfasst (siehe Abbildung 13). Die östlichen Gewerbegrund-
stücke werden über eine Wendeschleife erschlossen, die ebenfalls als Wendemöglichkeit für 
Lastkraftwagen entsprechend der RASt 06 ausgelegt ist. 
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Darüber hinaus wird in dem städtebaulichen Konzept der Anschluss an die Friedberger Straße 
(K 10) vorgesehen. Der Querschnitt der Planstraße B im westlichen Teilbereich des Antrags-
bereiches verfügt über eine Gesamtbreite von 14,00 m und umfasst zusätzlich zu den Ausfor-
mungen der Planstraße A einen Parkstreifen für Lastkraftwagen von 2,50 m Breite (siehe Ab-
bildung 14). Hierdurch kann einerseits eine Entlastung der Abwicklung des LKW-Verkehrs auf 
den Gewerbegrundstücken erfolgen und andererseits der Verkehrsfluss im Bereich der Er-
schließungsstraßen gewährleistet bleiben. Zur inneren Erschließung des westlichen Antrags-
bereiches wird eine Ringerschließung in Kombination mit dem Querschnitt der Planstraße A 
ausgebildet.  

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs erfolgt auf den jeweiligen Gewerbegrundstücken in 
Form von oberirdischen Stellplatzanlagen sowie einem Parkhaus auf dem Gewerbehof der 
östlichen Teilfläche. Darüber hinaus ermöglicht die Anordnung der Stellplätze auf den nicht 
überbauten Grundstücksflächen die ungestörte Anlieferung der Gewerbehallen durch LKWs.  

 
Abbildung 13: Regelquerschnitt Planstraße A 
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Abbildung 14: Regelquerschnitt Planstraße B 

3.2 Grünordnerisches Konzept 
Der Antragsbereich weist nahezu keine Baum- und Strauchstrukturen auf, durch deren Erhal-
tung und Integration in die Bebauungsplanung sich unter bioklimatisch lufthygienischen Ge-
sichtspunkten ein für den Menschen angenehmes Wohn- und Arbeitsumfeld schaffen lassen 
würde. Von daher ist es die primäre Zielsetzung des grünordnerischen Konzeptes, umfangrei-
che Grünstrukturen aufzubauen. Sie sollen vor allem folgende Funktionen im Naturhaushalt 
bzw. im Umfeld der hier lebenden und arbeitenden Menschen übernehmen: 

• Bioklimatisch-lufthygienische Gunstwirkungen, 
• Verzögerung und Verringerung des Oberflächenabflusses, 
• vielfältiger Lebensraum für Fauna und Flora und 
• Belebung und Verschönerung des Siedlungsbildes. 

Auf Grund der Lage des Gebietes im Übergang zur freien Landschaft, liegt das Hauptaugen-
merk dabei auf einer umfassenden Eingrünung des Gebietes. Hierzu sollen am Ost- und Nor-
drand sowie entlang der K10 mindestens 10,0 m breite Gehölzstreifen aus heimischen Laub-
gehölzen gepflanzt werden.  

Zur Entlastung lokalklimatischer Beeinträchtigungen bzw. aus bioklimatisch-lufthygienischen 
Gründen sollen Stellplatz- und Dachbegrünungen auf den Bürogebäuden erfolgen. Diese tra-
gen durch Verminderung der Temperatur und Erhöhung der Luftfeuchte zur Verbesserung des 
Kleinklimas bei. Ebenso belebt die Dachbegrünung als naturnaher Blickfang den optisch-äs-
thetischen Eindruck der Baulichkeiten; sie dient ferner der Regenwasserrückhaltung und der 
Verbesserung kleinräumiger Strahlungsverhältnisse und bietet schließlich auch Lebensraum 
für Flora und Fauna. 

Innerhalb des öffentlichen Straßenraums oder auf den unmittelbar an den öffentlichen Stra-
ßenraum angrenzenden Bauflächen sollen möglichst viele hochstämmige, großkronige 
Bäume gepflanzt werden, wobei insbesondere auf klimaangepasste Baumarten geachtet wer-
den soll. Durch das Biomassevolumen der Bäume lässt sich im Laufe der Zeit der 
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Oberflächenabfluss in den Straßen mehr und mehr verringern, bei gleichzeitig sich verbes-
sernden bioklimatisch-lufthygienischen Verhältnissen. 

Alle nicht überbaubaren Flächen sollen aus klimatischer Sicht so gestaltet werden, dass sich 
Baum- und Strauchgruppen mit Rasen- und Wiesenflächen abwechseln. Die so erzeugte Be-
schattung von Teilbereichen am Tage in Verbindung mit nächtlicher Wärmeabstrahlung über 
den Rasenflächen bewirkt eine Kaltluftproduktion und kleinräumig wirksame, thermisch indu-
zierte Luftzirkulationen, die sich positiv auf das Kleinklima des Antragsbereiches auswirken. 

Befestigte Flächen wie Fuß-, Fahr- und Pkw-Stellplätze sollen dicht mit großkronigen Bäumen 
überstellt werden. Das Aufheizen dieser Flächen wird so vermindert und das Kleinklima positiv 
beeinflusst. Der Versiegelungsgrad der Flächen soll so gering wie möglich gehalten werden; 
Wege, Plätze und dergleichen sind vorrangig versickerungsfähig herzustellen. 

4 Beurteilung des Vorhabens auf der Grundlage des Regionalplans Südhessen 
/ Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

Die Stadt Bad Vilbel plant mit den Baugebieten „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ 
die Entwicklung von Gewerbegebieten außerhalb der im Regionalplan Südhessen / Regiona-
len Flächennutzungsplan 2010 dafür vorgesehenen Flächen. Daher ist eine Abweichung von 
den Zielen des Regionalplans Südhessen erforderlich. 

4.1 Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten im "Vorranggebiet Industrie 
und Gewerbe, Bestand und Planung“ (Abweichung)  

Regionalplanerisches Ziel Z 3.4.2-4 
Die bauleitplanerische Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten hat innerhalb der in der Karte 
dargestellten „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe, Bestand und Planung“ stattzufinden. […] 

Der Antragsbereich ist im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 
als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ überlagert mit einem „Vorbehaltsgebiet für den Grund-
wasserschutz“ und einem „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ dargestellt. Somit 
befindet sich der Antragsbereich nicht in einem „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Be-
stand und Planung“, so dass es im Hinblick auf die Aufstellung der Bebauungspläne „Nördlich 
der Theodor-Heuss-Straße II“ und „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße III“ der Stadt Bad Vil-
bel als auch im Hinblick auf die erforderliche Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 einer Abweichung von dem regionalplanerischen Ziel Z 3.4.2-4 bedarf. Im Zuge eines 
Änderungsverfahrens muss der geplante Standort als gewerbliche Baufläche, geplant, in den 
Regionalen Flächennutzungsplan 2010 aufgenommen werden. Dieser Vorschlag wurde be-
reits im Rahmen der Kommunengespräche 2019 zwischen dem Regionalverband Frankfurt-
RheinMain und der Stadt Bad Vilbel diskutiert und ist nach aktuellem Kenntnisstand geeignet 
in den Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2030 aufgenommen zu 
werden. 

Im Stadtgebiet von Bad Vilbel sind nur noch in geringem Umfang Entwicklungsflächen für die 
Ansiedlung oder Erweiterung von Gewerbebetrieben vorhanden, während ein Bedarf an zu-
sätzlichen Gewerbeflächen, insbesondere an kleinteiligen Gewerbeflächen für einheimische 
Betriebe, besteht. Nach dem Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 sind in Bad Vilbel für Gewerbeansiedlungen insgesamt 55 ha in gewerblichen Bauflächen 
sowie in gemischten Bauflächen vorgesehen. Davon stehen derzeit noch 2 ha im Stadtteil 
Dortelweil im Bereich südlich des Dortelweiler Platzes zur Verfügung. Da sich die entspre-
chenden Grundstücke jedoch nicht vollständig im Eigentum der Stadt Bad Vilbel befinden, ist 
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das Gelände noch nicht vollständig arrondiert. Darüber hinaus eignet sich das Gelände auf-
grund der sehr hochwertigen Lage inmitten des bebauten Siedlungsgefüges des Stadtteils 
Dortelweil mit angrenzenden Nutzungen wie einem Altenheim, einer Schule und Wohngebie-
ten lediglich für die Ansiedlung von nichtstörendem Gewerbe. Die geplante Entwicklung eines 
Gewerbegebietes für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe und einheimischen Betrieben 
ist im Bereich der Reservefläche aus städtebaulicher Sicht nicht erwünscht und nicht verträg-
lich. 

Die Stadt ist derzeit nicht in der Lage Flächen anzubieten, wenn es darum geht, den immer 
wieder auftretenden Flächenbedarf des heimischen Gewerbes zu decken. Das blockiert die 
Entwicklung des ansässigen Gewerbes und auch die Aussiedlung z.B. von Handwerksbetrie-
ben aus der Innenstadt und einem Wohnumfeld.  

Der Regionalplan Südhessen / Regionale Flächennutzungsplan 2010 besitzt einen Planungs-
horizont von 10 Jahren. Die Stadt Bad Vilbel hat den Planungshorizont im Hinblick auf die 
Vermarktung ihrer Gewerbeflächen erfolgreich genutzt und möchte nun zukunftsorientiert 
neue Gewerbeflächen, insbesondere für Umsiedlungsvorhaben einheimischer Betriebe, 
schaffen. 

4.2 Vorrang von landwirtschaftlicher Bodennutzung im Vorranggebiet für Landwirt-
schaft (Abweichung) 

Regionalplanerisches Ziel Z 10.1-10 
Im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor anderen 
Nutzungsansprüchen. 

Aufgrund der Lage des Antragsbereiches innerhalb eines „Vorranggebiets für Landwirtschaft“ 
im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 bedarf es im Hinblick 
auf die Aufstellung der Bebauungspläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ und „Nördlich 
der Theodor-Heuss-Straße III“ als auch im Hinblick auf die erforderliche Änderung des Regio-
nalen Flächennutzungsplans 2010 einer Abweichung von dem regionalplanerischen Ziel 
Z 10.1-10. In dem ausgewiesenen „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ hat die landwirtschaftli-
che Bodennutzung Vorrang gegenüber anderen Nutzungsansprüchen, wie beispielsweise der 
Entwicklung eines Gewerbegebietes. 

Als „Vorranggebiete für Landwirtschaft“ sind Flächen ausgewiesen, die für die landwirtschaft-
liche Nutzung einschließlich Wein-, Obst- und Gartenbau besonders geeignet sind und die 
dauerhaft für diese Nutzung erhalten bleiben sollen. 

Diese Gebiete sollen die langfristige Sicherung von für nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung 
besonders geeigneten Böden gewährleisten. Sie bilden die räumlichen Schwerpunkte der Er-
zeugung landwirtschaftlicher Produkte. Sie dienen insbesondere einer regionalen verbrau-
chernahen landwirtschaftlichen Produktion und tragen erheblich zur Sicherung der Einkom-
men und zur Stabilisierung des ländlichen Raumes bei. Sie können zudem die Funktion des 
Anbaus nachwachsender Rohstoffe erfüllen. Die „Vorranggebiete für Landwirtschaft“ können 
auch zur Produktion von Biomasse für die Erzeugung erneuerbarer Energien herangezogen 
werden. 

Der Antragsbereich ist vollständig unbebaut und wird als Fläche für die Landwirtschaft genutzt. 
Es handelt sich hierbei überwiegend um weitläufige Ackerflächen ohne Vernetzungsstruktu-
ren. Die Untersuchung der umweltschutzrechtlichen Belange hat ergeben, dass im Antrags-
bereich mächtige Lössböden (Tschernosem-Parabraunerden) sowie Kolluvisole aus lösshalti-
gen Abschwemmmassen vorkommen. Diese Böden besitzen ein hohes 
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Wasserspeicherungsvermögen bei schlechtem bis mittlerem natürlichen Basenhaushalt. Die 
Acker-/Grünlandzahl liegt zwischen 70 und 80. Die Bodenfunktionsbewertung (Bodenviewer 
Hessen) zeigt insgesamt ein sehr hohes Ertragspotential sowie eine hohe Feldkapazität und 
ein hohes Nitratrückhaltevermögen der Böden im Antragsbereich (vgl. Kapitel 2.3). 

Dementsprechend sind die betroffenen landwirtschaftlichen Flächen im Landwirtschaftlichen 
Fachplan Südhessen (LFS) aus dem Jahr 2004 mit Fortschreibung 2010 hinsichtlich ihrer 
Feldflurfunktionen der Wertigkeitsstufe 1a zugeordnet. Diesen Flächen kommt gemäß LFS in 
Hinblick auf ihre Ernährungs- und Versorgungsfunktion, Einkommensfunktion, Arbeitsplatz-
funktion sowie auf ihre Erholungs- und Schutzfunktion ein besonders hoher Stellenwert zu. 

Die im Antragsbereich liegenden Flächen für die Landwirtschaft befinden sich derzeit im Pri-
vatbesitz und werden durch die derzeitigen Eigentümer über bestehende mündliche oder 
schriftliche Pachtverträge verpachtet. Die Stadt Bad Vilbel hat sich für einen Großteil der Flä-
chen die Grundstücksauflassung jedoch vertraglich gesichert und gegenüber den Eigentü-
mern eine Anzahlung geleistet. Der Grundstücksübergang für den Großteil der Flächen wird 
derzeit vollzogen, sodass die Stadt Bad Vilbel zeitnah Eigentümerin der Flächen wird. Die 
bestehenden Pachtverhältnisse sind vor der Realisierung der geplanten Gewerbeflächen in 
Form einer ordentlichen Kündigung aufzuheben. Aufgrund der geringen Größenordnung der 
erforderlichen Flächen entsteht keine Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz der betroffe-
nen landwirtschaftlichen Betriebe.  

Entsprechend der Ergebnisse des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 ist ein Großteil der Flächen des 
Antragsbereiches zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, geplant“ im Regionalplan 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2030 geeignet. Da es sich bei der Gewerbe-
gebietsentwicklung um die Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes handelt, wird die 
Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Fläche am nördlichen Siedlungsrand des Stadtteils 
Dortelweil der Stadt Bad Vilbel als vertretbar angesehen. Die Inanspruchnahme der landwirt-
schaftlichen Flächen stellt aufgrund der geringen Größenordnung keine Existenzbedrohungen 
der betroffenen Landwirte dar. 

4.3 Vorranggebiet Regionaler Grünzug (Abweichung) 
Regionalplanerisches Ziel Z 4.3-2 
Die Funktion der Regionalen Grünzüge darf durch andere Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. Pla-
nungen und Vorhaben, die zu einer Zersiedlung, einer Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungs-
gebieten, des Wasserhaushalts oder der Freiraumerholung oder der Veränderung der klimatischen Ver-
hältnisse führen können, sind in den Regionalen Grünzügen nicht zulässig. Hierzu zählen neben Woh-
nungsbau- und gewerblicher Nutzung auch Sport- und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil 
baulicher Anlagen, Verkehrsanlagen sowie andere Infrastrukturmaßnahmen. Im „Vorranggebiet Regio-
naler Grünzug“ hat jede weitere Siedlungstätigkeit zu unterbleiben. 

 
Regionalplanerisches Ziel Z 4.3-3 
Abweichungen sind nur aus Gründen des öffentlichen Wohls und unter der Voraussetzung zulässig, 
dass gleichzeitig im selben Naturraum Kompensationsflächen gleicher Größe, Qualität und vergleich-
barer Funktion dem „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“ zugeordnet werden. 

Die nordwestliche Teilfläche des Antragsbereiches befindet sich im Regionalplan Südhessen 
/ Regionalen Flächennutzungsplan 2010 innerhalb des „Vorranggebiets Regionaler Grünzug“. 
Somit bedarf es im Hinblick auf die Aufstellung des Bebauungsplanes „Nördlich der Theodor-
Heuss-Straße III“ der Stadt Bad Vilbel und im Hinblick auf die erforderliche Änderung des 
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Regionalen Flächennutzungsplans 2010 einer Abweichung von dem regionalplanerischen Ziel 
Z 4.3-2. Im „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“ sind Planungen und Vorhaben, die zu einer 
Zersiedlung, einer Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungsgebieten, des Wasserhaus-
halts oder der Freiraumerholung oder der Veränderung der klimatischen Verhältnisse führen 
können, wie beispielswiese die Entwicklung eines Gewerbegebietes, nicht zulässig. Abwei-
chungen sind gemäß dem Ziel Z 4.3-3 nur aus Gründen des öffentlichen Wohls zulässig und 
unter der Voraussetzung, dass gleichzeitig im selben Naturraum Kompensationsflächen glei-
cher Größe, Qualität und vergleichbarer Funktion dem Vorranggebiet Regionaler Grünzug zu-
geordnet werden. 

Die geplante Entwicklung des Gewerbegebietes stellt eine Maßnahme des öffentlichen Wohls 
dar, da hierdurch das bestehende Gewerbegebiet am nördlichen Siedlungsrand des Stadtteils 
Dortelweil der Stadt Bad Vilbel erweitert werden kann. Der für die Entwicklung des Gewerbe-
gebietes vorgesehene Standort verfügt über positive Standortfaktoren, die dem bestehenden 
Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen im Stadtgebiet gerecht werden. Insgesamt ermöglicht 
das geplante Gewerbegebiet die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe, einheimischen Be-
trieben sowie die Verlagerung u.a. von Handwerksbetrieben aus der Innenstadt oder aus 
Wohngebieten. Unter Betrachtung des erarbeiteten Bebauungskonzeptes können im Bereich 
des Plangebietes bis zu 21 neue Gewerbegrundstücke und ein Gewerbehof entstehen, die zur 
Stärkung der städtischen Wirtschaftskraft von Bad Vilbel sowie zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze beitragen werden. Eine Abweichung von den Zielen zum regionalen Grünzug ist somit 
vertretbar. 

Die Festlegung der Kompensationsflächen erfolgt im Rahmen des Beteiligungsprozesses zur 
Bauleitplanung in Abstimmung mit der Oberen Landesplanungsbehörde und der Unteren Na-
turschutzbehörde.  

5 Standortwahl und Notwendigkeit des Vorhabens 

Durch die Lage des Antragsbereiches am nördlichen Rand des Stadtteils Dortelweil der Stadt 
Bad Vilbel dient die Fläche der Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes. Durch die 
angrenzende Lage an das bestehende Gewerbegebiet wird das geplante Gewerbegebiet in 
das Stadtgefüge integriert. Der Siedlungsrand wird über eine Ortsrandeingrünung neu ausge-
bildet. 

Der für die Entwicklung des Gewerbegebietes „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ 
vorgesehene Standort am nördlichen Siedlungsrand des Stadtteils Dortelweil der Stadt Bad 
Vilbel verfügt über positive Standortfaktoren, die dem bestehenden Bedarf an zusätzlichen 
Gewerbeflächen im Stadtgebiet Bad Vilbels gerecht werden. Der Standort ist durch die Lage 
angrenzend an die Kreisstraße K 10 (Friedberger Straße) verkehrsgünstig gelegen und über 
die südlich des Antragsbereiches verlaufende Theodor-Heuss-Straße an die Bundesstraße B 
3 und somit an das Rhein-Main-Gebiet und das weitere Umland angebunden. Mit den nahe-
gelegenen Bushaltestellen und dem Bahnhof Bad Vilbel-Dortelweil, der sich rund 600 m süd-
östlich des Antragsbereiches befindet, ist der Antragsbereich zudem hinreichend an den 
ÖPNV angebunden. Insgesamt ist der Antragsbereich somit gut an den bestehenden Sied-
lungsbereich angeschlossen. 

Der Antragsbereich bietet zudem eine ausreichend dimensionierte, zusammenhängende Bau-
fläche, die sich für die Entwicklung des ansässigen Gewerbes und auch die Aussiedlung z.B. 
von Handwerksbetrieben aus der Innenstadt und einem Wohnumfeld anbietet. Diesbezüglich 
hat eine Überprüfung der Nachfrage nach Gewerbegrundstücken von Seiten Bad Vilbeler Un-
ternehmen der letzten 20 Jahre sowie vorliegende Bewerbungen von ortsansässigen 
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Gewerbebetreibenden (auch aus dem handwerklichen Bereich) ergeben, dass überwiegend 
Grundstücksgrößen zwischen 800 m² und 1.500 m² gefragt sind. Die Entwicklung solcher Ge-
werbegrundstücke für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe sowie einheimischen Betrie-
ben wird im Rahmen der Baugebietsentwicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ 
angestrebt. 

Durch die Entwicklung des geplanten Gewerbegebietes wird die städtische Wirtschaftskraft 
von Bad Vilbel gestärkt. Unter Betrachtung des erarbeiteten städtebaulichen Konzeptes (siehe 
Kapitel 3.1) können im Bereich des Antragsbereiches bis zu 21 neue Gewerbegrundstücke 
und ein Gewerbehof entstehen, die zudem an den benötigten Flächenbedarf entsprechend 
der vorhandenen Nachfrage nach Gewerbegrundstücken von Seiten Bad Vilbeler Unterneh-
men angepasst werden sollen. Insgesamt ermöglicht das geplante Gewerbegebiet die Ansied-
lung von kleinteiligem Gewerbe, einheimischen Betrieben sowie die Verlagerung u.a. von 
Handwerksbetrieben aus der Innenstadt oder aus Wohngebieten. Hierdurch können innerstäd-
tische Lagen und Wohnumfelder entlastet werden, indem durch das Gewerbe bedingte Lärm- 
und Verkehrsbelastungen an den Siedlungsrand verlagert werden.  

Die Entwicklung des neuen Gewerbegebietes beinhaltet zudem die Möglichkeit zur Umset-
zung von Projekten zur Nachhaltigkeit. Zur Einfügung der Neubebauung in die Übergangszone 
zwischen bestehender Siedlungsfläche und offener Landschaft. Zur Minimierung des Eingrif-
fes in das Landschaftsbild sollen im Bebauungsplan Dachbegrünungen sowie Mindestbegrü-
nungen der Baugrundstücke verbindlich festgesetzt werden. Zudem soll eine Eingrünung des 
Antragsbereiches von mindestens 10,0 m zur offenen Landschaft hin erfolgen. Insgesamt soll 
der Schwerpunkt der Grünordnung auf klimatische Gesichtspunkte gelegt werden. 

Sowohl von der Dimensionierung der Fläche, der Lage als auch der grundsätzlichen Erschlie-
ßung entspricht die Flächenwahl des Antragsbereiches den Anforderungen einer Gewerbege-
bietsentwicklung. Im Stadtgebiet von Bad Vilbel befinden sich darüber hinaus keine weiteren 
Flächen, die in Bezug auf die erforderliche Größe ebenso wie auf die verkehrliche Anbindung 
die notwendigen planerischen Anforderungen für eine zusammenhängende Gewerbegebiets-
entwicklung erfüllen. Im Rahmen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 wurden über die Fläche des An-
tragsbereiches hinaus keine weiteren „Gewerbliche Bauflächen, geplant“ zur Aufnahme in den 
Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2030 vorgeschlagen. Geeignete 
Standortalternativen sind im Stadtgebiet somit nicht vorhanden. (Siehe hierzu auch das nach-
folgende Kapitel 6 Alternativenprüfung).  

6 Alternativenprüfung 

Nach dem Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 sind in Bad Vil-
bel für Gewerbeansiedlungen insgesamt 55 ha in gewerblichen Bauflächen sowie in gemisch-
ten Bauflächen vorgesehen. Davon stehen derzeit noch 2 ha im Stadtteil Dortelweil im Bereich 
südlich des Dortelweiler Platzes zur Verfügung. Der Regionalplan Südhessen / Regionale Flä-
chennutzungsplan 2010 besitzt einen Planungshorizont von 10 Jahren. Die Stadt Bad Vilbel 
hat den Planungshorizont im Hinblick auf die Vermarktung ihrer Gewerbeflächen erfolgreich 
genutzt.  

Die einzelnen im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 (RegFNP 2010) dargestellten Po-
tenzialflächen werden im Folgenden näher betrachtet. 
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6.1 Stadtteil Dortelweil 
zu 1) Golfplatzweg (ca. 4,2 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung stellt die 
einzige Erweiterungsfläche des Stadtteils Dortelweil für den Wohnungsbau dar. Aufgrund der 
angespannten Wohnraumsituation in Bad Vilbel und im Rhein-Main-Gebiet soll die Fläche für 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum genutzt werden und steht daher für eine Flächen-
rücknahme nicht zur Verfügung. Für einen südlichen Teilbereich der Reservefläche setzt der 
rechtskräftige Bebauungsplan „Lehnfurther Weg“ ein Allgemeines Wohngebiet fest. Die Fläche 
ist von schutzbedürftigen Wohnnutzungen umgeben, die mit einer Gewerbenutzung nicht ver-
einbar sind. Zudem befindet sich die Fläche größtenteils nicht im städtischen Besitz. Somit 
scheidet diese Fläche als geplanter Gewerbestandort aus. 

zu 2) Richard-Schäfer-Ring (ca. 1,0 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung ist mitt-
lerweile komplett entwickelt und vollständig bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich ist die 2. 
Änderung des Bebauungsplans „Vilbeler Pfad“. Festgesetzt sind Allgemeine Wohngebiete. 

 
Abbildung 15: Stadtteil Dortelweil – Ausschnitt aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010  

  mit Reserveflächen (Planstand: 31.12.2023)  
  Quelle: https://mapview.region-frankfurt.de 

zu 3) Südlich des Dortelweiler Platzes (ca. 3,0 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte gewerbliche Baufläche Planung 
befindet sich südlich angrenzend an den Dortelweiler Platz. Die entsprechenden Grundstücke 

1) 

2) 

3) 

4) 
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befinden sich vollständig im Eigentum der Stadt Bad Vilbel. Das Gelände eignet sich aufgrund 
der sehr hochwertigen Lage inmitten des bebauten Siedlungsgefüges des Stadtteils Dortelweil 
mit angrenzenden Nutzungen wie einem Altenheim, einer Schule und Wohngebieten lediglich 
für die Ansiedlung von nichtstörendem Gewerbe. Diesbezüglich setzt die 8. Änderung des 
Bebauungsplans „Dortelweil West“ größtenteils eingeschränkte Gewerbegebiete GEe fest. Die 
geplante Entwicklung eines Gewerbegebietes für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe 
und einheimischen Betrieben ist im Bereich der Reservefläche aus städtebaulicher Sicht somit 
nicht erwünscht und nicht verträglich. 

zu 4) Alten- und Pflegeheim sowie Betreutes Wohnen (ca. 0,9 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Fläche für den Gemeinbedarf Pla-
nung ist bereits vollständig bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich ist der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan „Dortelweil West, 9. Änderung“, der die Errichtung eines Alten- und Pflege-
heims sowie von betreutem Wohnen planungsrechtlich ermöglicht. 

6.2 Stadtteil Gronau 

 
Abbildung 16: Stadtteil Gronau – Ausschnitt aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010  

  mit Reserveflächen (Planstand: 31.12.2023)  
  Quelle: https://mapview.region-frankfurt.de 

zu 5) Auf der Breitwiese (ca. 2,4 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung stellt die 
einzige Erweiterungsfläche des Stadtteils Gronau für den Wohnungsbau dar. Aufgrund der 
angespannten Wohnraumsituation in Bad Vilbel und im Rhein-Main-Gebiet soll die Fläche für 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum genutzt werden. Der Aufstellungsbeschluss für die 
Entwicklung des Gebiets wurde am 24.05.2022 in der Stadtverordnetenversammlung gefasst. 
Die Fläche ist von schutzbedürftigen Wohnnutzungen umgeben, die mit einer 

5) 
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Gewerbenutzung nicht vereinbar sind. Somit scheidet diese Fläche als geplanter Gewerbe-
standort aus. Zudem müsste die verkehrliche Andienung durch ein Wohngebiet geführt wer-
den.  

Südlich angrenzend waren früher gewerbliche Flächen vorhanden, die bewusst in Wohnbau-
flächen umgewandelt wurden, da die Erschließung durch vorhandene Wohngebiete führte, 
was zu Beeinträchtigungen schutzbedürftiger Wohnnutzungen führte. Diese bewusst geplante 
Umwandlung sollte daher nicht konterkariert werden. 

6.3 Stadtteil Massenheim 

 
Abbildung 17: Stadtteil Massenheim – Ausschnitt aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010 

  mit Reserveflächen (Planstand: 31.12.2023)  
  Quelle: https://mapview.region-frankfurt.de 

zu 6) Am Stock Ost (ca. 7 ha)  

Die entsprechenden Flächen sind fast vollständig bebaut. Noch unbebaute Grundstücke sind 
alle im Privatbesitz und sollen demnächst entwickelt werden. Die Stadt verfügt über keine ei-
genen Grundstücke mehr in diesem Bereich.   

zu 7) Am Stock West (ca. 1,4 ha) 

Die dargestellte Reservefläche wird im nördlichen Bereich durch die 2. Änderung des Bebau-
ungsplans „Krebsschere“ als öffentlicher Parkplatz festgesetzt und entsprechend im Bestand 
genutzt. Die vorhandenen Grundstücke sind bebaut und befinden sich allesamt nicht im städ-
tischen Besitz und stehen somit nicht für eine städtebauliche Entwicklung zur Verfügung. 

6) 

7) 

8) 
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zu 8) Ziegelhof (ca. 3,5 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung ist mitt-
lerweile komplett entwickelt und vollständig bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich ist die 1. 
Änderung des Bebauungsplans „Ziegelhof“, die hier Allgemeine Wohngebiete festsetzt. 

6.4 Kernstadt Bad Vilbel 

 
Abbildung 18: Kernstadt Bad Vilbel – Ausschnitt aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010  

  mit Reserveflächen (Planstand: 31.12.2023)  
  Quelle: https://mapview.region-frankfurt.de 

zu 9) Im Schleid, Gewerbe (ca. 11,6 ha)  

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte gewerbliche Baufläche Planung 
westlich der B 3 und nördlich der L 3008 ist an einen Investor verkauft. Die Fläche steht als 
Standort für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe und einheimischen Betrieben nicht 
mehr zur Verfügung. 

zu 10) Im Schleid, Wohnbebauung (ca. 4,8 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung ist mitt-
lerweile komplett entwickelt und bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich ist die 4. Änderung 
des Bebauungsplans „Im Schleid“, die hier Allgemeine Wohngebiete festsetzt. 

9) 10) 

11) 
12) 

13) 

14) 
15) 

16) 

17) 
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zu 11) Krebsschere, Gewerbe (ca. 17,2 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte gewerbliche Baufläche Planung ist 
an mehrere Investoren verkauft und steht somit als Standort für die Ansiedlung von kleinteili-
gem Gewerbe und einheimischen Betrieben nicht mehr zur Verfügung. 

zu 12) Krebsschere, Wohnbebauung (ca. 4,0 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung wird der-
zeit entwickelt und ist zum Großteil bereits bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich sind die 6. 
und 8. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“. Sämtliche Flächen sind an Investoren 
verkauft. Ausgenommen hiervon ist eine Gemeinbedarfsfläche, auf der der Schulträger plant 
bis zum Jahr 2025 eine neue Grundschule für den Stadtteil zu errichten. Die Grundschule 
befindet sich bereits in der Realisierung. Außerdem sind dort zwei Kindertagesstätten sowie 
ein Sporthaus realisiert. Somit scheidet diese Fläche für eine Gewerbegebietsentwicklung aus. 

zu 13) Krebsschere, Mischbebauung (ca. 1,5 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Mischbaufläche Planung im süd-
östlichen Bereich des Baugebietes Krebsschere wird derzeit entwickelt. Rechtskräftig in die-
sem Bereich sind die 10. und 12. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“, die hier All-
gemeine Wohngebiete festsetzen. Die Grundstücke sind an Investoren veräußert und stehen 
somit nicht für eine Gewerbegebietsentwicklung zur Verfügung.  

zu 14) Quellenpark, Reserveflächen Wohnbebauung (ca. 1,2 ha und 1,1 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellten Reserveflächen für Wohnbebau-
ung im südöstlichen Bereich des Baugebietes Quellenpark sind bislang unbebaut. Die westli-
che Reservefläche ist in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ 
größtenteils als öffentliche Grünfläche festgesetzt und stellt eine Verlängerung des zentralen 
Parks der Baugebiete „Im Schleid“ und „Krebsschere“ bis hin zur Homburger Straße dar. Die 
Flächen stehen nicht zur Entwicklung eines Gewerbegebietes zur Verfügung und sind hierfür 
aufgrund der angrenzenden Lage der Fläche zu bestehenden Wohngebieten städtebaulich 
nicht geeignet. 

zu 15) Im Boden (ca. 1,5 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Fläche Umspannstation Planung 
wird in der Zwischenzeit anders genutzt, da das Umspannwerk an dieser Stelle mittlerweile 
abgebrochen ist. Auf einer Teilfläche ist ein P+R-Parkplatz entstanden. Die verbleibende Rest-
fläche ist als Allgemeines Wohngebiet im rechtskräftigen Bebauungsplan „Quellenpark Süd-
ost“ festgesetzt. Die Fläche befindet sich zudem nicht im Eigentum der Stadt Bad Vilbel und 
scheidet somit als Standort für Gewerbeansiedlungen aus. 

zu 16) Schwimmbad (ca. 15,6 ha) 

Auf der Fläche entsteht das Thermenparadies Bad Vilbel. Es besteht eine vertragliche Verein-
barung mit einem Schwimmbadbetreiber. Sämtliche Flächenpotenziale sind bereits verplant. 
Für das Vorhaben wurde die genehmigte 5. Änderung des Regionalplans Südhessen / Regi-
onalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Bad Vilbel, Stadtteil Bad Vilbel, Gebiet: 
"Schwimmbad" am 30.11.2020 bekannt gemacht. Somit scheidet diese Fläche als Standort für 
eine Gewerbegebietsentwicklung aus. 
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zu 17) Im Schleidenfeld hinter der Burg (ca. 0,9 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Mischbaufläche Planung befindet 
sich fast vollständig in Privatbesitz. In der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungsplans 
„Im Schleidenfeld“ ist die Reservefläche als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung „Öffentliche Verwaltungen“ festgesetzt. Somit scheidet diese Fläche als Standort für 
Gewerbeansiedlungen aus. 

6.5 Stadtteil Heilsberg 

 
Abbildung 19: Stadtteil Heilsberg – Ausschnitt aus dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010  

  mit Reserveflächen (Planstand: 31.12.2023)  
  Quelle: https://mapview.region-frankfurt.de 

zu 18) Taunusblick (ca. 7,3 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung ist mitt-
lerweile komplett entwickelt und vollständig bebaut. Rechtskräftig in diesem Bereich ist der 
Bebauungsplan „Taunusblick“, der hier größtenteils Allgemeine Wohngebiete festsetzt. Die 
bislang unbebaute Reservefläche von 1,3 ha ist von schutzbedürftigen Wohnnutzungen um-
geben, die mit einer Gewerbenutzung nicht vereinbar sind. Sie steht nicht für die Entwicklung 
von Gewerbeflächen zur Verfügung und scheidet somit als Standort aus, zumal die verkehrli-
che Andienung durch ein Wohngebiet geführt werden müsste. 

zu 19) Am Hang (ca. 0,7 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Wohnbaufläche Planung ist bereits 
entwickelt. Hier ist das Domicil-Seniorenpflegeheim entstanden. Rechtskräftig ist hier der Be-
bauungsplan „Senioreneinrichtung Am Hang“. Somit scheidet diese Fläche als Standort für 
Gewerbeansiedlungen aus. 

18) 

19) 

20) 

21) 
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zu 20) Alte Frankfurter Straße (ca. 0,7 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dargestellte Mischbaufläche Planung ist mitt-
lerweile hälftig bebaut. Dort befindet sich das Feuerwehrgerätehaus der Wehr Heilsberg. Die 
verbleibende Restfläche ist flächenmäßig betrachtet zu klein für einen Standort zur Gewerbe-
ansiedlung. Auf dem Areal entsteht derzeit ein Bürgerhaus mit integrierter Kita. Der Bauantrag 
für das Bürgerhaus mit integrierter Kita wurde bereits eingereicht und die Baugenehmigung 
erteilt. 

zu 21) Christeneck (ca. 2,3 ha) 

Die im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellte Gemeinbedarfsfläche ist durch den 
Bebauungsplan „Christeneck“ als Fläche für die Errichtung eines Jugendhauses vorgesehen. 
Das Jugendhaus wurde im Sommer 2023 eingeweiht. Somit scheidet diese Fläche als Stand-
ort für Gewerbeansiedlungen und für eine Flächenrücknahme aus, zumal die verkehrliche An-
dienung durch ein Wohngebiet geführt werden müsste. 

Im Rahmen des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband Frankfurt-RheinMain 
und der Stadt Bad Vilbel im Jahr 2019 wurden über die Fläche des Antragsbereiches hinaus 
keine weiteren „Gewerbliche Bauflächen, geplant“ zur Aufnahme in den Regionalplan Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2030 vorgeschlagen. Geeignete Standortalternativen 
sind im Stadtgebiet somit nicht vorhanden. 

7 Erforderliche Fachgutachten 

Im Rahmen der Erarbeitung der Begründung zum Antrag auf Abweichung von den Zielen des 
Regionalplanes Südhessen i.S.d. § 6 Raumordnungsgesetz (ROG) und § 8 Hessisches Lan-
desplanungsgesetz (HLPG) im Bereich „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ wurde 
durch das Büro GPM – Büro für Geoinformatik, Umweltplanung, Neue Medien, Kronberg eine 
Vorprüfung der Umweltauswirkungen gemäß der Kriterien nach Anlage 2 ROG (zu § 8 Abs. 2 
ROG) durchgeführt. Die Prüfung kommt zu folgendem Ergebnis: 

„Für den erforderlichen Antrag auf Abweichung von den Zielen des Regionalplans Südhessen 
/ Regionalen Flächennutzungsplans 2010 ist durch eine überschlägige Prüfung festzustellen, 
dass die Änderung des Raumordnungsplanes voraussichtlich keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen nach sich ziehen wird. Im Rahmen dieses Antrages wurde eine Vorprüfung der 
Umweltauswirkungen durch die Vorhaben gemäß den Kriterien nach Anlage 2 (zu § 8 Abs. 2), 
Pkt. 2 bis 2.6.9 ROG durchgeführt, anhand derer die Merkmale überprüft und ihre Auswirkun-
gen auf die Belange der Umwelt beurteilt wurden. 

Die überschlägige Prüfung (Vorprüfung des Einzelfalls) kommt zur Einschätzung, dass die 
Bebauungspläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + III“ voraussichtlich keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen erzeugen werden, die nach Anlage 2 (zu § 8 Abs. 2), Pkt. 2 bis 
2.6.9 ROG im weiteren Verfahren zu berücksichtigen sind.“ 

Im Rahmen der Gewerbegebietsentwicklung und Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich 
der Theodor-Heuss-Straße II“ sind hinsichtlich der zu erwartenden Auswirkungen folgende 
Gutachten erarbeitet worden: 

Bezüglich des Artenschutzes wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens durch das Büro 
GPM, Kronberg im Taunus ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet. Für die Belange 
des Umweltschutzes wurde eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt, deren 
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Ergebnisse in einem Umweltbericht dargestellt werden. Weiterhin wurde eine Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanzierung (nach Kompensationsverordnung) durchgeführt.  

Aufgrund der vorherrschenden wertvollen Böden im Plangebiet wurde durch das Ingenieur-
büro für Boden- und Grundwasserschutz Schnittstelle Boden, Ober-Mörlen ein Fachbeitrag 
zum Schutzgut Boden erarbeitet. 

Zur Einschätzung der örtlichen Baugrundverhältnisse, zur Gründungsberatung sowie zur ab-
falltechnischen Bewertung des Bodenaushubs wurde durch das Ingenieurbüro für Geotechnik 
RPGeo, Gelnhausen, eine Baugrunderkundung und geotechnische Beratung erstellt. 

Zur Beurteilung von Auswirkungen der Gewerbegebietsentwicklung auf die verkehrlichen Be-
lange wurde durch das Büro IMB-Plan, Hanau, eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt.  

Darüber hinaus wurde im Hinblick auf den Straßenverkehrslärm ausgehend vom Verkehr der 
Kreisstraße K 10 (Friedberger Straße) sowie hinsichtlich der Prüfung der Erforderlichkeit einer 
Emissionskontingentierung bezüglich des im Plangebiet entstehenden Gewerbelärms durch 
das Ingenieurbüro GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein eine Geräuschimmissionsprognose 
erstellt. 

Mit den Stadtwerken Bad Vilbel wurde der Nachweis der gesicherten Trink- und Löschwasser-
versorgung des Plangebietes sowie die Erforderlichkeit der Festsetzung von Flächen für Ver-
sorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ innerhalb des Antragsbereiches ge-
klärt.  

Bezüglich der Verwertung von Niederschlagswasser wurde durch das Ingenieurbüro Werner 
Hartwig GmbH, Wiesbaden eine Machbarkeitsstudie zur Entwässerung des Plangebietes 
„Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ erarbeitet. 

Zur Erfassung von archäologischen Bodendenkmälern wurde durch das Ingenieurbüro Geo-
physik Rhein-Main GmbH, Frankfurt am Main eine geophysikalische Prospektion durchge-
führt. Nach Rücksprache mit dem Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung HessenArchäolo-
gie, und der Kreisarchäologie des Wetteraukreises wurde durch die SPAU GmbH, Münzen-
berg eine archäologische Voruntersuchung gemäß § 22 des Hessischen Denkmalschutzge-
setzes (HDschG) durchgeführt und ein Abschlussbericht erstellt. Die Maßnahme umfasste drei 
Sondageschnitte und wurde im Zeitraum vom 13. – 28.02.2023 durchgeführt. 

Die im Rahmen der Baugebietsentwicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ erstellten 
Gutachten sind ebenfalls im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich der The-
odor-Heuss-Straße III“ zu erarbeiten. 

8 Fazit 

Innerhalb des Stadtgebiets von Bad Vilbel besteht der Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen 
insbesondere für die Ansiedlung von kleinteiligem Gewerbe sowie einheimischen Betrieben. 
Entsprechend der Ergebnisse des Kommunengesprächs zwischen dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain und der Stadt Bad Vilbel ist ein Großteil der Fläche des Antragsbereiches 
zur Darstellung einer „Gewerblichen Baufläche, geplant“ im Regionalplan Südhessen / Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2030 geeignet. Da die Zielvorstellungen des städtebaulichen Kon-
zeptes bezüglich der Art der baulichen Nutzung jedoch nicht den Festlegungen des rechts-
kräftigen Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 entsprechen, 
ist im Hinblick auf die Realisierung der Baugebiete „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II + 
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III“ die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zugunsten der Darstellung einer 
„Gewerblichen Baufläche, geplant“ erforderlich. Diesbezüglich ist eine Abweichung von den 
Zielen Z 3.4.2-4, Z 10.1-10, Z 4.3-2 und Z 4.3-3 des Regionalplans Südhessen erforderlich. 

Der für die Entwicklung des Gewerbegebietes vorgesehene Standort am nördlichen Rand des 
Stadtteils Dortelweil der Stadt Bad Vilbel verfügt über positive Standortfaktoren, die dem be-
stehenden Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen im Stadtgebiet gerecht werden. 

Zusammenfassend ist die Abweichung von den gem. Kapitel 4 betroffenen regionalplaneri-
schen Zielen des Regionalplans Südhessen im Hinblick auf die Aufstellung der Bebauungs-
pläne „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ und „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße III“ der 
Stadt Bad Vilbel als auch im Hinblick auf die erforderliche Änderung des Regionalen Flächen-
nutzungsplans 2010 unter raumordnerischen Gesichtspunkten als vertretbar zu bewerten und 
berührt nicht die Grundzüge der Raumordnung. 
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9 Anlagen 

Anlage 1:  Antragsbereich im Maßstab 1:2.000 

Anlage 2:  Baugebietsentwicklung „Nördlich der Theodor-Heuss-Straße II“ 

Anlage 3: Vorprüfung der Umweltauswirkungen gemäß der Kriterien nach Anlage 2 
ROG (zu § 8 Abs. 2 ROG) 
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